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ZEITGESPRÄCH

Investitionshilfen für 
Ostdeutschland

Die wirtschaftliche Zukunft der fünf neuen deutschen Bundesländer hängt entscheidend von 
der weiteren Entwicklung der Investitionen in diesem Raum ab. Wie kann die 

Wirtschaftspolitik einen raschen Kapitalzustrom fördern? Reichen die 
bereits eingeleiteten Maßnahmen aus?

Helmut Haussmann

Die Voraussetzungen für einen 
breiten Investitionsstrom sind geschaffen

Mit der deutschen Einheit hat die 
ehemalige DDR den Ordnungs­

rahmen der Sozialen Marktwirt­
schaft ohne jede Einschränkung er­
halten. Diese historisch bisher ein­
malige, rasche und konsequente 
Überführung eines planwirtschaftli­
chen Systems in den Ordnungsrah­
men der Sozialen Marktwirtschaft 
war eine enorme Leistung. Hält man 
sich dies vor Augen, und denkt man 
zurück an die wirtschaftspolitische 
Diskussion dieses Frühjahrs, so 
muten einem die jetzt in manchen 
Diskussionsbeiträgen aufscheinen­
den Zweifel an der ordnungspoliti­
schen Gradlinigkeit und Standhaf­
tigkeit der Bundesregierung schon 
etwas wirklichkeitsfremd an.

Natürlich ist das ordnungspoliti­
sche Soll noch nicht erfüllt. Der Er­
werb von Eigentum an Grund und 
Boden für die Errichtung neuer Pro- 
duktions- und Vertriebsstätten und 
als Beleihungsgrundlage ist in den 
neuen Bundesländern noch nicht 
problemlos möglich. Kommunale 
und Länderverwaltungen funktio­
nieren noch nicht oder nicht nach 
gewohnten bundesdeutschen Maß­
stäben. Wettbewerb, der Preise 
drückt, Qualität hebt und die Versor­

gung verbessert, existiert längst 
noch nicht überall. Umweltaltlasten 
erschweren die Ansiedlung neuer 
Betriebe. Ich betrachte es als die ge­
genwärtig wichtigste wirtschaftspo­
litische Aufgabe, diese Investitions­
hemmnisse zu beseitigen, damit die 
in der ehemaligen DDR schlum­
mernden Produktivitäts- und Lei­
stungsreserven geweckt werden 
können.

Auf der anderen Seite müssen wir 
aber auch anerkennen, daß die kon­
sequente Einführung der Marktwirt­
schaft und die abrupte Marktöff­
nung zu einem Wettbewerbs- und 
Anpassungsdruck in den neuen 
Bundesländern geführt haben, der 
für das gesamte Beitrittsgebiet-ob 
mehr agrarisch oder mehr indu­
striell strukturiert -  und für die dort 
lebenden Menschen Lasten mit sich 
bringt, die sie alleine nicht bewälti­
gen können. Die aktuellen Wirt­
schaftsdaten -  starker Rückgang 
der Industrieproduktion, 440800 Ar­
beitslose und 1,77 Mill. Kurzarbeiter 
im September -  geben einen Ein­
druck hiervon.

Die gesamtwirtschaftlichen Um­
stände erfordern flankierende Maß­

nahmen, wie wir sie im Rahmen der 
Sozialen Marktwirtschaft auch an­
deren Regionen des Bundesgebie­
tes bisher immer gewährt haben, 
wenn wirtschaftliche Anpassungs­
prozesse sich zu besonderen Pro­
blemlagen kumulieren. Vor diesem 
Hintergrund halte ich nicht viel da­
von, in einen Ideologiestreit auszu­
brechen und gezielte Investitions­
förderung gegen Verbesserungen 
der allgemeinen Rahmenbedingun­
gen auszuspielen. Dies ist derzeit 
nicht die Alternative. Worum es al­
lein geht, ist in den neuen Bundes­
ländern möglichst rasch eine wett­
bewerbsfähige Struktur aus klei­
nen, mittleren und großen Unter­
nehmen zu erreichen und so unse­
ren neuen Mitbürgern eine sichere 
materielle Grundlage zu bieten und 
ihnen Gelegenheit zu geben, ihr Lei­
stungsvermögen und ihren Aufbau­
willen unter Beweis zu stellen sowie 
möglichst rasch in puncto Wohl­
stand und soziale Sicherheit zu dem 
bei uns im Westen Deutschlands ge­
wohnten Niveau aufzuschließen.

In der ehemaligen DDR haben wir 
es mit einem komplexen Bündel von 
Problemen zu tun, dem die Wirt­
schaftspolitik mit allgemeinen Ver­
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besserungen der Rahmenbedin­
gungen, mit niedrigen Zinsen oder 
mit Steuererleichterungen, die auch 
nur den Unternehmen nutzen, die 
Gewinne machen, allein nicht ge­
recht würde. Dabei ist zu berück­
sichtigen, daß die Einführung des 
leistungs- und wachstumsfreundli­
chen Steuersystems der -  alten -  
Bundesrepublik die wichtigste 
Strukturhilfe darstellt, weil sie für die 
Unternehmen inder-ehem aligen- 
DDR zu einer erheblichen Senkung 
der Nettoabgabenbelastung ge­
führt hat.

Sachgerechte
Wirtschaftspolitik

Die der aktuellen Situation ange­
messene, sachgerechte und diffe­
renzierte Antwort hat die Wirt­
schaftspolitik längst gegeben. Mit 
der Einbeziehung des gesamten 
Gebiets der bisherigen DDR in das 
Fördergebiet der Gemeinschafts­
aufgabe zur Verbesserung der re­
gionalen Wirtschaftsstruktur bei ei­
nem Höchstfördersatz von 23%, 
der mit der allgemeinen Investitions­
zulage für die neuen Bundesländer 
von 12% auf bis zu 33% kumuliert 
werden kann, ist ein deutlicher Prä- 
ferenzvorsprung gegenüber der bis­
herigen Regionalförderung in der 
Bundesrepublik geschaffen. Zins­
günstige ERP-Kredite und das Ei­
genkapitalhilfeprogramm werden 
dazu beitragen, daß dort wieder 
eine ausgewogene und vielfältige 
Unternehmenslandschaft entste­
hen kann, wo der Mittelstand aus 
ideologischen Gründen weitgehend 
beseitigt worden war.

Mit umfassenden Beratungs- und 
Qualifizierungsmaßnahmen versu­
chen wir, enorme Lücken im techno­
logischen, betriebswirtschaftlichen 
und marktwirtschaftlichen Know- 
how zu schließen. Anschubhilfen für 
den Aufbau eines haltbaren und lei­
stungsfähigen sozialen Netzes ent­
sprechen dem Grundgedanken der
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Sozialen Marktwirtschaft und sind 
ein Gebot der Solidarität. Der Auf­
bau einer modernen Infrastruktur 
als wichtige Voraussetzung privater 
Investitionen ist ohnehin eine Auf­
gabe, die der Staat zu leisten hat. 
Dies schließt nicht aus, daß zu ihrer 
schnelleren und effizienteren Be­
wältigung auch private Initiative und 
private Formen der Finanzierung 
nutzbar gemacht werden sollten. 
Diese -  nicht vollständigen -  Hin­
weise auf investitionsfördernde 
Maßnahmen mögen hier genügen, 
um zu zeigen, daß inzwischen für 
die neuen Bundesländerein wirksa­
mes aufeinander abgestimmtes 
und in der gegenwärtigen Situation 
auch ordnungskonformes Bündel 
von Hilfen zur Verfügung gestellt 
wurde.

Die ordnungspolitische 
Perspektive

In ordnungspolitischer Perspek­
tive stellen viele dieser Maßnahmen 
dennoch eine Gratwanderung dar. 
Subventionen bergen immer die 
Gefahr, falsche Strukturen zu ze­
mentieren, Eigeninitiative und Ver­
antwortlichkeit zu ersticken, Kapital 
fehlzuleiten und produktive Ener­
gien bei der Suche nach neuen För­
dertöpfen zu binden. Wichtig ist des­
halb, daß die Hilfen zeitlich begrenzt 
bleiben und degressive Konditionen

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Dr. Helmut Haussmann, 47, 
ist Bundesminister für Wirt­
schaft in Bonn.

Wolfgang Roth, 49, ist stell­
vertretender Vorsitzender 
der SPD-Bundestagsfrak- 
tion und Vorsitzender des Ar­
beitskreises Wirtschaftspoli­
tik.

wie z. B. die Investitionszulage auf­
weisen. Schädlich wäre auch der 
ständige Ruf nach neuen und um­
fangreicheren Maßnahmen. Mit ei­
nem Draufsatteln wäre schon bald 
der ordnungspolitische Rubikon 
überschritten und dem Investitions­
attentismus Vorschub geleistet.

Ich halte es im übrigen nicht für 
schlüssig, auf der einen Seite stän­
dig auf die hohen Kosten der deut­
schen Einheit hinzuweisen, auf der 
anderen Seite aber die bereits ge­
währten staatlichen Hilfen als unzu­
reichend zu beklagen. Mit Detailkri­
tik an den gewählten Fördermaß­
nahmen kann ich gut leben. Ein Not­
arzt muß aber schnelle, wirkungs­
volle und praxisorientierte Hilfe an­
bieten können. Ein Ärztekongreß 
und nur langfristige Therapievor­
schläge sind im Fall „DDR“ fehl am 
Platze.

Nach überstandener akuter Krise 
ist allerdings ein Therapiewechsel 
geboten, der auf die Sicherstellung 
einer gesunden langfristigen Konsti­
tution des Patienten zielt. Eine Er­
gänzungsabgabe für Besserverdie­
nende wäre dabei allerdings wirk­
lich die falsche Medizin. Mit ihr 
würde genau das verhindert, was 
wir jetzt am dringendsten brauchen: 
Leistungsbereitschaft, Mut zum un­
ternehmerischen Engagement, ei­
nen attraktiven Investitionsstandort 
Deutschland. Ein wirklich nennens­
wertes Aufkommen wäre im übrigen 
nur dann zu erzielen, würden auch 
die Bezieher kleinerer und mittlerer 
Einkommen belastet.

Ein geschlossenes Konzept

Mit dem Beitritt der DDR zur Bun­
desrepublik Deutschland ist keiner 
der bisher für eine Unternehmen­
steuerreform ins Feld geführten 
Gründe entfallen. Im Gegenteil: An­
haltende wirtschaftliche Dynamik in 
Deutschland ist das beste Stär­
kungsmittel für die Wirtschaft auch
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in der ehemaligen DDR. Ich halte 
deshalb nicht zuletzt im Interesse 
wirtschaftspolitischer Verläßlichkeit 
und ordnungspolitischer Klarheit 
weiter an der Unternehmensteuer­
reform fest. Sie ist besonders dring­
lich in den neuen Bundesländern.

Mit den drei Schritten:
□  schnelle Umsetzung der bereits 
beschlossenen Investitions- und In­
frastrukturhilfen,
□  Unternehmensteuerreform in 
den ostdeutschen Bundesländern 
und
□  Unternehmensteuerreform in 
den alten Ländern der Bundesrepu­
blik sobald wie möglich,

habe ich ein geschlossenes Kon­
zept vorgeschlagen, das auf einen 
schnellen Aufschwung in der DDR 
durch Stärkung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit in ganz Deutsch­
land zielt. Daß wir mit dieser Mi­
schung aus konsequenter Ord­
nungspolitik, günstigen Rahmenbe­
dingungen und -  wo nötig -  geziel­
ten Maßnahmen zur Investitions­
und Infrastrukturförderung auf dem 
richtigen Weg sind, zeigt die Wirt­

schaftsentwicklung in der bisheri­
gen DDR:

□  Unternehmerisches Engage­
ment ist bereits in großem Umfang 
zu verzeichnen. Die neuen Bundes­
länder werden nun als Produktions­
standort akzeptiert, nachdem in ei­
nem ersten Schritt kurzfristig Ver­
triebswege und Servicenetze auf­
gebaut und die notwendigen Investi­
tionsplanungen in den Unterneh­
men vorangebracht worden sind.

□  Der Preisindex für die Lebens­
haltung lag per Juli/August 1990 um 
mehr als 5 % niedriger als vor Jah­
resfrist. Diese Tendenz dürfte sich 
mit intensiverem Wettbewerb noch 
verstärken.

□  Die Güterversorgung ist gewähr­
leistet. Anfängliche Probleme, die 
sich aus der alten verkrusteten 
Groß- und Einzelhandelsstruktur 
sowie einem eklatant auftretenden 
Mangel an Verkaufsflächen erga­
ben, lösen sich mehr und mehr.

□  Die aus sozialistischer Mißwirt­
schaft resultierende Arbeitslosigkeit 
wird nicht von Dauer sein. Neue und

sichere Arbeitsplätze werden in zu­
kunftsträchtigen Bereichen entste­
hen. Institute gehen bei ihren Schät­
zungen zunächst von 600000 Ar­
beitsplätzen im Dienstleistungsbe­
reich und weiteren 400000 im Bau­
gewerbe aus. Das kurzfristige Grün­
dungspotential wird auf 270000 Un­
ternehmen geschätzt. In den ersten 
sieben Monaten des Jahres wurden 
rund 135000 Gewerbeanmeldun­
gen registriert, mit beschleunigtem 
Tempo im Juni und Juli. Diese Zah­
len werden gestützt durch die starke 
Inanspruchnahme der ERP-Kre- 
dite. Von Zusagen in Höhe von bis­
her 4,7 Mrd. DM sind nach zögerli­
chem Beginn inzwischen über 1 
Mrd. DM ausgezahlt. Mit Hilfe die­
ser Fördermaßnahme allein werden 
über 110000 Arbeitsplätze geschaf­
fen.

Die Wirtschaftspolitik hat also 
gute Voraussetzungen dafür ge­
schaffen, daß jetzt schnell ein brei­
ter Investitionsstrom und ein darauf 
aufbauender dynamischer Wachs­
tums- und Beschäftigungsprozeß in 
den neuen Ländern der Bundesre­
publik in Gang kommen.

Wolfgang Roth

Ein Ost-West-Gefälle vermeiden

Die wirtschaftliche Lage in den 
neuen Bundesländern hat sich 

in kürzester Frist dramatisch ver­
schlechtert. Der Wirtschaftskreis­
lauf ist ins Stocken geraten und un­
terbrochen. Bereits im 1. Halbjahr 
ging die Investitionstätigkeit nach 
DDR-Angaben um 45% zurück. 
Einschließlich der 1,4 Millionen 
Menschen auf Kurzarbeit Null sind 
fast 2 Millionen Menschen ohne Ar­
beit. Sie werden fürs Nichtstun in ei­

nem Land bezahlt, in dem die Auf­
gaben riesengroß sind.

Die öffentlichen Verwaltungen in 
der DDR können noch nicht Ord­
nung im wirtschaftlichen Chaos 
schaffen. Ihnen fehlt qualifiziertes 
Personal. Ohne ausreichende ei­
gene Einnahmen fallen sie als Auf­
traggeber für die kommunale Wirt­
schaft aus. Sie können kaum An­
stöße geben, die den Wirtschafts­

kreislauf wieder in Gang setzen 
könnten. Während die bundesdeut­
sche Wirtschaft boomt, herrscht in 
den neuen Ländern ein Zustand der 
wirtschaftlichen Depression.

Die Bundesregierung war zu kei­
nem Zeitpunkt der großen Heraus­
forderung der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion gewachsen. Die tiefe­
ren Ursachen der Wirtschaftskrise 
in der DDR liegen zwar unbestreit­
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bar in der Kommandowirtschaft der 
SED. Die Misere aber war bekannt. 
Trotzdem hat die Bundesregierung 
den Übergang in die Marktwirt­
schaft völlig fahrlässig vorbereitet. 
Sie hat keine Brücken von der 
Staats- zur Marktwirtschaft gebaut.

Dabei wäre der wirtschaftliche 
Niedergang zu vermeiden gewe­
sen. Aber weder die Modernisie­
rung der Infrastruktur noch die Be­
reitstellung wirksamer Hilfen für Un­
ternehmen sind rasch und unbüro­
kratisch in Angriff genommen wor­
den. Hier liegt das eigentliche Ver­
sagen und die Verantwortung der 
Bundesregierung. Dafür muß der 
westdeutsche Steuerzahler jetzt be­
zahlen.

Private Investitionen
Der Erfolg der Marktwirtschaft in 

Ostdeutschland und letztlich der Le­
bensstandard in ganz Deutschland 
steht und fällt mit einem umfassen­
den Kapitaltransfer in die frühere 
DDR. Die privaten Investitionen 
sind der Schlüssel für die wirtschaft­
liche Erneuerung, für den notwendi­
gen Strukturwandel, für rasche Pro­
duktivitätssteigerungen und für 
mehr Wohlstand dort.

Die bisherigen Fördermaßnah­
men reichen nicht aus, um die ehe­
malige DDR zu einem attraktiven 
Unternehmensstandort zu machen. 
Ludwig Erhard hatte Anfang der 
50er Jahre drastische Investitions­
förderungsmaßnahmen für die Bun­
desrepublik durchgesetzt. Einen 
wirklichen Investitionsschub kön­
nen nur vergleichbar ungewöhnli­
che Instrumente auslösen.

So müßte Investoren wahlweise 
eine Sonderabschreibung in Höhe 
von 100% für alle Investitionen in 
den nächsten beiden Jahren und 
von 50% in den darauffolgenden 
beiden Jahren oder eine Investi­
tionszulage in Höhe von 25% in der 
DDR für wesentliche gewerbliche In­
vestitionen gewährt werden. Selbst­
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verständlich sollten dabei aber die 
Bereiche, die ohne steuerliche För­
derung schnell entstehen (Banken, 
Versicherungen, Handel), ausge­
nommen werden.

Dabei müssen die Fördersätze 
für strukturverbessernde Investitio­
nen in der ehemaligen DDR auf je­
den Fall einen deutlichen Vorsprung 
haben. Welcher Unternehmer inve­
stiert denn noch dort, wenn er im Zo­
nenrandgebiet oder in Berlin-West 
eine fast gleich hohe Förderung er­
hält? Die bisher von der Bundesre­
gierung beschlossenen Maßnah­
men reichen daher nicht aus. Auch 
die angekündigte generelle Investi­
tionsförderung von 23 +  10% ist un­
genügend. Wenn nötig muß die För­
derung in den bisherigen Förderge­
bieten zurückgeführt werden. Zu­
sätzlich sollte es einen Verzicht auf 
Substanzbesteuerung (Gewerbe­
kapital, Vermögen) bei Unterneh­
men in den neuen Ländern für fünf 
Jahre geben. Außerdem muß die 
Treuhandanstalt mit ausreichenden 
Mitteln für Umstrukturierungsinve­
stitionen ausgestattet werden. Auch 
wenn jetzt schon darüber nachge­
dacht wird: Eine Regionalisierung 
bzw. Schwerpunktsetzung der För­
derung innerhalb der neuen Bun­
desländer halte ich angesichts der 
flächendeckend schlechten Lage 
zumindest am Anfang für nicht be­
gründbar.

Für Kritik an Bundesminister 
Haussmann gibt es schon wegen 
des fast völligen Ausbleibens west­
deutscher Investitionen im produ­
zierenden Sektor der DDR genü­
gend Anlaß. Aber er hat auch das 
viel zu langsame Anlaufen der Ar­
beit der Treuhandanstalt mitzuver­
antworten. Versagt hat der Bundes­
wirtschaftsminister auch bei der im­
mer wieder besonders betonten 
Förderung kleiner und mittlerer Un­
ternehmen. Es ist ein Verwaltungs­
skandal, daß die Mittel des Eigenka­
pitalhilfeprogramms bisher nur an

34 Existenzgründer in der DDR ab­
geflossen sind und auch von den 
Mitteln des ERP-Programms weni­
ger als 15% der vom Bundestag für 
dieses Jahr bewilligten Mittel abflie­
ßen konnten.

Damit hat sicher zu tun, daß es 
wegen der ungelösten Eigentums­
fragen nahezu einen Stillstand bei 
neuen Ansiedlungen in den neuen 
Ländern gab. Nicht zuletzt die FDP 
selbst hatte das Prinzip Rückgabe 
vor Entschädigung durchgesetzt. 
Die Unsicherheiten bei der wirt­
schaftlichen Nutzung enteigneter 
Grundstücke und Gebäude haben 
sehr viele Investoren zurückge­
schreckt. Mit Mühe haben Sozialde­
mokraten im Einigungsvertrag hier 
für die wirtschaftliche Nutzung von 
Grundstücken und Gebäuden einen 
Vorrang durchsetzen können. Die 
wirksame Umsetzung vor Ort liegt 
nun in der Verantwortung der Bun­
desregierung.

Modernisierung der Infrastruktur

Die den Anforderungen einer mo­
dernen Wirtschaft nicht genügende 
Infrastruktur der neuen Länder (Te­
lekommunikation, Verkehrswege, 
Gewerbegebiete, Energieversor­
gung, Ver- und Entsorgung, aber 
auch leistungsfähige Einrichtungen 
zur Wirtschaftsförderung) ist ein 
zentrales Hemmnis für Investitions­
vorhaben. Die Bundesregierung hat 
zu wenig getan, um Engpässe in der 
Infrastruktur ab April systematisch 
und massiv zu beseitigen und damit 
zugleich auch Arbeitsplätze zu 
schaffen. Angesichts der großen In­
frastrukturdefizite ist es geradezu 
eine Verschwendung öffentlicher 
Mittel, daß zehntausende von Ar­
beitnehmern aus der Bauwirtschaft 
und Handwerksbetrieben zur Ar­
beitslosigkeit gezwungen sind.

Die Modernisierung der Infra­
struktur muß daher sofort beschleu­
nigt werden. Projekte gibt es vor al-
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lern in den Kommunen genug. Die 
Kommunen brauchen für ihre Inve­
stitionen einfach direkt ausrei­
chende Finanzmittel, sonst ge­
schieht nichts. Gleichzeitig muß 
man mit dem Auf- und Ausbau der 
gesamten wirtschaftsnahen Infra­
struktur beginnen, die dazu erfor­
derlichen Planungskapazitäten 
rasch schaffen und auch hier umge­
hend Finanzmittel bereitstellen. Be­
triebe brauchen Kanäle, Straßen, 
Elektrizität, Wasser. Die vom Bund 
den Ländern in der bisherigen Bun­
desrepublik gewährten Strukturhil­
fen zeigen, wie kommunale Infra­
strukturinvestitionen schnell ange­
stoßen werden können.

Administrative Hemmnisse 
beseitigen

Die öffentliche Verwaltung ist auf 
den marktwirtschaftlichen Neuan­
fang völlig unzureichend vorberei­
tet. Wirtschaftlich wichtige Entschei­
dungen werden zum Beispiel in Ge- 
werbeaufsichts- und Grundbuch­
ämtern verzögert und blockiert, weil 
das notwendige Fachwissen nicht 
vorhanden ist und Entscheidungen 
durch altes Denken und alte Kader 
in Schlüsselstellungen behindert 
werden. Die Standortattraktivität 
der DDR für Investitionen wird da­
durch viel mehr behindert als die 
Bundesregierung wahrhaben will. 
Auch den Betrieben der DDR fehlen 
in großer Zahl qualifizierte Manager, 
Ausbilder und Fachkräfte, die über 
betriebswirtschaftliche Kenntnisse 
verfügen und mit westlichen Tech­
nologien und Verfahren vertraut 
sind.

Deshalb muß auf allen Ebenen 
der öffentlichen Verwaltung und der 
Wirtschaft ein Transfer von Fachleu­
ten nach Ostdeutschland und paral­
lel dazu ein Praxisprogramm für 
Ost-Fachleute im Westen organi­
siert werden. Der Bund muß die Fi­
nanzierung dieses Transfers sicher­
stellen und zentral organisieren.
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Natürlich müssen auch Länder, Ge­
meinden, Verbände und Wirt­
schaftsunternehmen in die Pflicht 
genommen werden.

Angesichts der Probleme in den 
neuen Ländern, den Kommunen 
und der Mehrzahl der Unternehmen 
in Ostdeutschland beträgt der Be­
darf an Fachleuten sicher weit über 
100 000 Personen.

Wohnungsbau und
Energieeinsparung

Im DDR-Gebiet fehlt Wohnraum 
für Millionen Menschen. Die vorhan­
denen Wohnungen befinden sich zu 
einem großen Teil in einem schlech­
ten Zustand, selbst im Neubau mit 
seiner monotonen Großplattenbau­
weise gibt es Erneuerungsbedarf.

Durch rasches Handeln können 
Beschäftigung und Arbeit gesichert 
und geschaffen und die Wohnungs­
situation und Lebensqualität direkt 
verbessert werden. Gleichzeitig 
würden Energieeinsparungen und 
Umweltentlastungen erzielt. Die 
Bundesregierung hat es bisher ver­
säumt, hier zu handeln und Zeichen 
zu setzen.

Ich halte es für notwendig, zur In­
standhaltung, Sanierung und Mo­
dernisierung des Wohnungsbestan­
des aus öffentlichen Mitteln direkte 
Zuschüsse oder Zinsbeihilfen zur 
Verfügung zu stellen. Diese Mittel 
sollen von privaten Eigentümern, 
Wohnungsgesellschaften und -ge- 
nossenschaften sowie von Mietern, 
die ihre Wohnung verbessern wol­
len, in Anspruch genommen werden 
können. Außerdem schlagen wir ein 
Sonderprogramm „Eigene Woh­
nung“ zur Stärkung der Eigeninitia­
tive und der Eigentumsbildung in 
Neubau und Wohnungsbestand vor. 
Insgesamt müssen die Förderkondi­
tionen deutlich günstiger werden als 
vorgesehen, sonst läuft die Bundes­
regierung in den neuen Ländern in 
das gleiche wohnungs- und mieten­

politische Debakel wie bei uns hin­
ein.

Die Gründung neuer Betriebe, 
insbesondere im Handwerksbe­
reich, bietet große Chancen zur 
Schaffung vieler wettbewerbsfähi­
ger Arbeitsplätze in der ehemaligen 
DDR. Dies hat auch die Bundesre­
gierung bei jeder Gelegenheit be­
tont. Entgegen ihrem erklärten Ziel, 
administrative Hemmnisse bei der 
Existenzgründung abzubauen, be­
steht sie jedoch auf der Einführung 
der Handwerksordnung in der DDR 
und darauf, bei der Gründung von 
Handwerksbetrieben die Meister­
prüfung zu verlangen. Viele mögli­
che Betriebsneugründungen wer­
den dadurch verhindert.

Deshalb sollten Handwerksbe­
triebe in der ehemaligen DDR bei 
ausreichender beruflicher Erfah­
rung (vier Jahre) unter vereinfach­
ten Voraussetzungen gegründet 
werden können, und die Meisterprü­
fung nur in wenigen sicherheitsrele­
vanten Bereichen verlangt werden. 
Ausbildungsbetriebe sollten nur die 
Ausbildereignung nachweisen müs­
sen und Kleinbetriebe könnten wäh­
rend einer Übergangszeit von der 
Buchführungspflicht befreit und 
pauschaliert besteuert werden.

Wenn endlich die Rahmenbedin­
gungen stimmen, administrative 
und personelle Investitionshinder­
nisse aus dem Weg geräumt wer­
den und es echte Förderpräferen­
zen für Investitionen in den neuen 
Ländern gibt, könnten in einigen 
Jahren die größten Umstellungspro­
bleme in der ehemaligen DDR ge­
löstsein. Dann ist damit zu rechnen, 
daß viele West-Unternehmen ihre 
Erweiterungsinvestitionen in den 
neuen Ländern vornehmen oder 
ihre Vorprodukte von dort beziehen. 
Eine erfolgreiche Umstellung auf 
wettbewerbsfähige Produktionen 
ist möglich. Noch können wir ein 
Ost-West-Gefälle vermeiden.
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